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Vertretung des Unterhaltsanspruchs des Kindes durch den Beistand gegen den Willen der Mutter

Sachlage:
Mutter beantragt bei der VB die Anpassung des Unterhaltsbeitrages des Vaters fur die gemeinsame Tochter, gem. Art. 286,2 ZGB. VB errichtet BS gem. Art. 308 ZGB mit dem Auftrag, den Unterhaltsvertrag anzupassen, notfalls auf gerichtlichem Wege. Prozessvollmacht und Substitutionsrecht wird dem BS erteilt. 

Der Kindsvater erklärt sich bereit, die Betrage an seine aktuellen Einkommensverhältnisse anzupassen, und diese auf 15% des Nettoeinkommens festzusetzen. Dies ergab eine Erhöhung von Fr. 85.00 gegenüber dem indexierten Betrag im geltenden UH-Vertrag. Die Mutter ist damit nicht einverstanden und macht u.a. Fremdbetreuungskosten geltend, die zusätzlich in die Berechnung des UH-Beitrages einfliessen mussten.

Die gängige Praxis der Bezirksgerichte ist so, dass 12-15% des Nettoeinkommens als Grundlage für die Berechnung der Hohe des UH-Beitrages genommen werden. Eine Vorbesprechung mit dem Präs. des Bez. Gerichtes L. hat ergeben, dass das Gericht wegen Fehlens der erheblichen Veränderung der Verhältnisse vermutlich nicht auf die Klage eintreten würde.



Meine Frage:

· Ist es meine Aufgabe als Beistand, im Namen des Kindes unter diesen Umständen gerichtlich eine Anpassung des Unterhaltsbeitrages zu verlangen? Dies würde ich vermutlich einem Anwalt übergeben.  Oder

· muss im konkreten Falle die Mutter klagen?

Erwägungen

1. Die Vormundschaftsbehörde hat eine Erziehungsbeistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB zur Vertretung des Kindes bei der Geltendmachung seiner berechtigten Unterhaltsansprüche errichtet. Diese Erziehungsbeistandschaft mit besonderen Befugnissen ist ein Spezialfall der Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392 ZGB (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, 2. Auflage, § 6 N. 16). Der Beistand vertritt nicht die Inhaberin der elterlichen Sorge, sondern das Kind (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 17 und 18 zu Art. 392 ZGB). In aller Regel – z.B. bei Erbteilungen – wird eine derartige Vertretungsbeistandschaft wegen Interessenkollision errichtet. Ist das der Fall, oder ist die Inhaberin der eS  wegen fehlendem Willen oder mangelnder Fähigkeit ausserstande, das Kind zu vertreten, tritt die Vertretungsmacht des Beistandes anstelle jener der Inhaberin der elterlichen Sorge, d.h. die Beistandschaft bedeutet eine Einschränkung der elterlichen Vertretungsbefugnisse (BGE 107 II 112, 111 II 5). 

Art. 308 Abs. 2 ZGB sieht nun allerdings nicht zwingend eine Beistandschaft vor, wenn der Unterhaltsanspruch des Kindes zu wahren ist. Vielmehr ist dies nur dann nötig, wenn eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt (Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, 3. Auflage, Ziff. 111 S. 25). Man kann sich fragen, ob auch in diesem Fall die Vertretungsmacht des Beistandes jene der Inhaberin der elterlichen Sorge verdrängt, und hat dies wohl eher zu verneinen: Art. 308 Abs. 3 ZGB sieht nämlich für diesen Eingriff eine besondere behördliche Verfügung vor („die elterliche Sorge kann entsprechend beschränkt werden“). Deshalb muss wohl grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass der Erziehungsbeistand gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB zwar das Kind vertreten und verpflichten kann, dass er mit dem unterhaltspflichtigen Elternteil eine Vereinbarung unterzeichnen und diese der Vormundschaftsbehörde zur Genehmigung unterbreiten kann, dass er mangels Einigung namens des Kindes sogar Prozess führen kann, wenn ihn die Vormundschaftsbehörde dazu ermächtigt hat (Art. 421 Ziff. 8 ZGB), dass damit aber die elterlichen Befugnisse nicht eingeschränkt sind. 


2. Damit stellt sich die Frage, wie Mutter und Beistand vorzugehen haben, wenn sie sich über die Wahrung der Kindesinteressen nicht einig werden. Dabei ist vorauszuschicken, dass die Mutter nebst den Interessen des Kindes auch eigene vertritt, denn die Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind trifft beide Eltern gemeinsam, ein höherer Anteil des Vaters kann deshalb die Mutter entlasten. Das schliesst ihre Vertretungsbefugnisse nicht aus (C. Hegnauer, Die Beistandschaft für das ausserhalb der Ehe geborene Kind, in: Kindes- und Adoptionsrecht, Landeskonferenz für Sozialwesen, Zürich 1981, S.  93 f.; Mustersammlung, a,a,O., und BGE 111 II 5), zumal einer allfälligen Benachteilungen des Kindes ein gesetzlicher Riegel geschoben ist: im Falle des Vertrags durch die Genehmigungspflicht der Vormundschaftsbehörde, und im Falle der Nichteinigung durch den Rechtsspruch des Gerichts, welches die Bemessungskriterien des Art. 285 ZGB von Amtes wegen zu beachten hat.

Dem Beistand bleiben deshalb drei Optionen:

a. Er schliesst mit dem Vater eine Vereinbarung auf der Grundlage der geltenden Praxis und in Ausübung seines pflichtgemässen Ermessens, unterbreitet diese Vereinbarung der Vormundschaftsbehörde zur Genehmigung, worauf diese den Vertrag genehmigen oder zurückweisen kann. Genehmigt sie ihn, ist nicht auszuschliessen, dass die Mutter diesen Genehmigungsbeschluss namens des Kindes bei der Aufsichtsbehörde anficht, weil sie das Kind rechtsgültig vertreten kann (unveröffentlichter Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bern vom 16. März 1994 i.S. T.J.M.). Genehmigt die Vormundschaftsbehörde den Vertrag nicht, weil er ihres Erachtens den Bemessungsregeln des Art. 285 ZGB widerspricht, handelt der Beisstand mit dem Vater einen höheren Beitrag aus oder erhebt Klage (im Sinne der Mutter). Das allenfalls einzugehende Prozessrisiko ist durch den Beschluss der Vormundschaftsbehörde legitimiert.


b. Der Beistand unterbreitet der Vormundschaftsbehörde die Position der Mutter und lässt sich, obwohl er grundsätzlich zum Prozess schon ermächtigt ist, von ihr die Prozessführungsbefugnis (unter dem von ihm aus gesehen hohen Prozessrisiko, verbunden mit allfälligen Kostenfolgen), ausdrücklich erteilen. Verweigert die Vormundschaftsbehörde unter den gegebenen Umständen die Zustimmung zur Prozessführung ( beziehungsweise widerruft die ursprünglich erteilte, Art. 421 Ziff. 8 ZGB), beschränkt sich seine Möglichkeit auf die Variante a oben. 


c. Der Beistand verhandelt mit der Mutter, damit diese die Interessenwahrung des Kindes selbst übernimmt und mit einem Anwalt die Kindesinteressen gerichtlich durchzusetzen versucht. Ist sie einverstanden und objektiv in der Lage, kann der Beistand ohne weiteres Abwarten bei der Vormundschaftsbehörde die Aufhebung der Beistandschaft beantragen und sich vom Mandat entbinden lassen.


3. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a. Wenn sie bei pflichtgemässem Ermessen und gestützt auf ihre zuständigerweise erfolgten Abklärungen keine oder eine sehr geringe Prozesschance sehen, müssen Sie nicht klagen, ist sogar davon abzuraten. Sie können den Vertrag der Behörde mit allen nötigen Informationen über die Ansicht der (opponierenden) Mutter unterbreiten, dann ist es Sache dieser Behörde, ihre Verantwortung im Sinne von Art. 287 Abs. 1 ZGB wahrzunehmen, also entweder den Vertrag zu genehmigen oder aber ihn abzulehnen und diesfalls Sie mit der Prozessführung zu beauftragen, wenn der Vater freiwillig keinen höheren Beitrag eingesteht.

b. Die Mutter hätte theoretisch aus meiner Sicht die Möglichkeit, unabhängig von Ihnen zu klagen, sie wird aber vor Gericht dem Einwand des Vaters gegenüberstehen, es liege eine neue schriftliche Vereinbarung vor (ob von der VB schon behördlich genehmigt bleibt dahin gestellt). Die Mutter (respektive das von ihr vertretene Kind) könnte unter diesen Umständen kaum mit der Gutheissung der Klage rechnen. Will die Mutter diesen Prozessnachteil verhindern, muss sie mit Ihnen gemäss Ziff. 2.c. oben eine Einigung treffen, dass sie die Interessenwahrung des Kindes übernimmt. 

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprech und Notar

Ligerz, 4. September 2002
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